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Klimastiftung MVmuss Nord-Stream-Zahlungen offen legen

Weil dieStiftungschonarbeitete, bevor sieGelddafür erhaltenhatte,muss sie lautGerichtnunFragen
zu Finanzen und zur Fertigstellung von Nord Stream 2 beantworten.
Schwerin. Mecklenburg-Vorpommerns umstrittene
Klimastiftung muss weitergehende Auskünfte zu sei-
ner Unterstützung der deutsch-russischen Gaspipe-
lineNord Stream2geben. EinemAntrag auf einstweili-
ge Verfügung sei entsprochenworden, teilte das Land-
gericht Schwerin am Freitag mit.

Entscheidend war demnach, dass durch die Stiftung
öffentliche Aufgaben mit öffentlichen Mitteln wahrge-
nommen wurden und aus Sicht der Kammer ein be-
herrschender Einfluss der Landesregierung besteht.
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, der Stiftung
steht eine Berufung beim Oberlandesgericht offen.

Der Klägerin der Transparenz-Plattform „Frag den
Staat” ist laut Gericht auf Basis des Landespressege-

setzes Antwort auf Fragen zum wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebder Stiftung zugeben. Antworten zur Art
und Weise, in der die Stiftung die Fertigstellung der
PipelineNord Stream2unterstützt hat, waren vonden
Verantwortlichen in der Vergangenheit stets verwei-
gert worden.

Die Ostsee-Pipeline Nord Stream2 ist seit demVorjahr
fertig, bekam nach Beginn des russischen Angriffs auf
die Ukraine aber keine Betriebserlaubnis. Als Reaktion
auf den russischen Einmarsch beschloss der Schwe-
riner Landtag zudem die Auflösung der Stiftung, dar-
um wird allerdings noch rechtlich gestritten. Offen ist
auch, ob die Stiftungseinlage – wie vom Landtag be-
fürwortet – für humanitäre Hilfe in der Ukraine einge-
setzt werden kann.
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Zunehmende Zweifel am Atomausstieg

MinisterinWalkersAussage„Personal istweg“ trifftso inNeckarwestheimnicht zu /Betreiber
hat Weiterbeschäftigung sichergestellt

Karlsruhe/Stuttgart. Soll das einzige in Baden-
Württemberg verbliebeneAtomkraftwerkNeckarwest-
heim 2 angesichts der derzeitigen Energiekrise und
des Ukraine-Kriegs wirklich vom Netz gehen? 2020
hat es mit einem Viertel zur hierzulande produzierten
Strommenge beigetragen. Die zuständigen Bundes-
und Landesministerien befürworten die Abschaltung
trotzdem – die Frage sei geprüft worden. Doch die
Zweifel mehren sich, wie genau die Grünen-geführten
Häuser da eigentlich hingeschaut haben.

Ganze fünf Seiten lang ist der „Prüfvermerk“ von
Bundesumwelt- und -wirtschaftsministerium von An-
fang März, bevor er zu dem Schluss kommt: „Im Er-
gebnis einer Abwägung von Nutzen und Risiken ist ei-
ne Laufzeitverlängerung der drei noch bestehenden
Atomkraftwerke auch angesichts der aktuellen Gas-
krise nicht zu empfehlen.“ Eine Verlängerung könne
nur sehr begrenzt zur Lösung des Problems beitragen,
die Kosten sowie Risiken eines Weiterbetriebs, die der
Staat übernehmen müsste, stünden nicht im Verhält-
nis.

Die bayerische Landesregierung hat sich bereits für ei-
ne längere Laufzeit des Atom-Meilers Isar 2 ausgespro-
chen, auch dessen Betreiber Preussen-Elektra warb
jüngst im „Spiegel“ dafür. Die dürren Zeilen des Ber-
liner „Prüfvermerks“ reichten den Regierenden in Bay-
ern offenbar nicht – sie fordern von der Bundesregie-
rung eine offizielle Stellungnahme zumWeiterbetrieb.

Baden-Württembergs Umweltministerin Thekla Wal-
ker (Grüne) bezieht sich dagegen auf genau diese Ber-
liner Prüfungen, um ihre ablehnende Haltung zu un-
termauern. Mitte März erklärte sie in der „Stuttgar-
ter Zeitung“ wörtlich: „Es müssten neue Sicherheits-
checks gemacht werden, das Personal ist nicht mehr
da, die Brennstäbe müssten neu gekauft werden –
allein die Lieferung würde eineinhalb Jahre dauern.
Deshalb ist das Thema vom Tisch.“ Diese Aussage sei
nachwie vor gültig, erklärt das Ministerium am Freitag
auf Anfrage der Badischen Neuesten Nachrichten und

des Badischen Tagblatts. Eine Antwort der EnBWwirft
aber zumindest auf die Frage des Personals ein ganz
anderes Licht. Die Logik, dass unmittelbar im Zuge
der Abschaltung vonNeckarwestheim 2Mitarbeiterin-
nen undMitarbeiter „von Bord gehen“, sei nicht zutref-
fend, heißt es da. „Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter haben eine Perspektive über die Abschaltung hin-
aus“, so eine EnBW-Sprecherin. Mit dem fortschreiten-
den Rückbau der Anlagen werde sich die Zahl der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter dann zwar verringern,
„betriebsbedingte Kündigungen sind im Kontext der
AbschaltungunddesRückbausaber ausgeschlossen“.
Insgesamt arbeiteten dort 700 Beschäftigte am Rück-
bau von Block 1 und am Betrieb von Block 2.

Auch in punkto Sicherheit von Neckarwestheim 2
klingt die Einschätzungder EnBWnicht, als obeinWei-
terbetrieb undenkbar wäre. Block 2 „verfügt über ein –
auch im internationalenVergleich – sehr hohesSicher-
heitsniveau undwird von der EnBW sicher und verant-
wortungsbewusst betrieben“.

Baden-WürttembergsUmweltministeriumentdeckt in
der Debatte um die Laufzeitverlängerung – obwohl
von Grünen geführt – die Vorzüge der Kohle: „Die Vor-
bereitungen, um die Laufzeiten der AKW zu verlän-
gern, würden insgesamt erhebliche Zeit in Anspruch
nehmen, so dass AKW in der gegenwärtigen Situati-
on keine Hilfe darstellen können“, heißt es in einer ak-
tuellen Antwort an die Redaktion. „Vor diesem Hinter-
grund ist es einfacher, ein zur Abschaltung vorgesehe-
nes oder ein abgeschaltetes Kohlekraftwerk weiter zu
betreiben, als die Laufzeit der Kernkraftwerke zu ver-
längern.“

Es ist einCDU-Mann,derdiedamit verbundenenSchä-
den für den Klimaschutz in den Blick rückt. Dem en-
ergiepolitischen Sprecher der CDU-Fraktion im Stutt-
garter Landtag, Raimund Haser, geben die Größen-
ordnungen bei Stromproduktion und Kohlendioxid-
ausstoß zu denken. Der Atomausstieg soll zumindest
kurzfristig überdacht werden, fordert er. „Mich treibt
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um, über was für Mengen wir da reden. Wir kön-
nen die Leistung der Kernenergie irgendwann einmal
durch die Erneuerbaren Energien ersetzen, aber lei-
der jetzt noch nicht“, sagt er auf Anfrage der BNN. „Ak-
tuell müssten wir die Jahresproduktion von Neckar-
westheim von 10.000 GWh im Jahr – immerhin ein
Sechstel des gesamten Stromverbrauchs in Baden-
Württemberg – zum Großteil durch Kohle ersetzen.
Das bedeutet bis zu zehn Millionen Tonnen CO2 mehr
pro Jahr!“ Von Klimaschutz könne da keine Rede sein.

Haser: Wasserstoffnetz kommt frühestens 2035

Vom Bund fordert Haser mehr Unterstützung, um die
Fertigstellung der Südlink-Stromtrasse zu beschleu-
nigen. „Hier stehen wir aktuell im Jahr 2029, dabei
sollte sie längst fertig sein.“ Das für die Abkehr von
fossilen Brennstoffen zudem nötige Wasserstoffnetz

kommt frühestens 2035 – „spätestens dann werden
wir zudem auch auf Technologien wie Tiefe Geother-
mie oder Pumpspeicherkraftwerke zurückgreifen kön-
nen. Bis dahin werden wir allerdings schon aus finan-
ziellen Gründen heraus auf Kohle setzen. Und die ho-
len wir ab sofort ausgerechnet aus Kolumbien, dazu
noch Flüssiggas aus Katar und Fracking-Gas aus den
USA“.

BeimgrünenRegierungspartner stößt er auf taubeOh-
ren. „Unsere Position bleibt, wie sie ist“, bekräftigt eine
Sprecherin von Umweltministerin Walker. „Wir müs-
sen nachdemEndeder Kernenergie die Erneuerbaren
noch kraftvoller und schneller ausbauen, umuns auch
aus der Energie-Abhängigkeit von Russland zu befrei-
en. Sonne und Wind gehören niemandem und sind
überall verfügbar, dazu verursachen sie keinen hoch-
radioaktiven Müll und sind sicher.“
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Andreas Schweiger

WEBLINK

Bekommen deutsche Kernkraftwerke eine zweite Chance

Entscheiden muss die Politik. Was aber ist mit der Technik? Wäre sie fit für die Zukunft? Ein
Experte liefert Antworten.

NachdemkatastrophalenUnfall im japanischenKern-
kraftwerkFukushimaals FolgeeinesTsunamis imMärz
2011 entschied die deutsche Politik quasi über Nacht
den Ausstieg aus der Energieerzeugung in Kernkraft-
werken. Eswar der Ausstieg aus demAusstieg des Aus-
stiegs — denn die damalige Bundesregierung unter
Kanzlerin Angela Merkel hatte den zuvor vereinbarten
Atomausstieg wieder rückgängig gemacht, um diese
Entscheidung nach Fukushima dann doch wieder zu-
rückzunehmen. Der damalige Beschluss: Ende 2022
sollen die letzten deutschen Kernkraftwerke vomNetz
gehen.

Nun, ein Dreivierteljahr vor dem Ablauf dieser Frist,
überrollt ein energiepolitischer Tsunami Europa und
vor allem Deutschland. Der Überfall Russlands auf die
Ukraine legt die Abhängigkeit Deutschlands von fos-
silen Energien — vor allem Gas — aus Russland of-
fen. Der Import von ×l, Gas und Kohle aus Russland
ist nicht nur unter CO2-Gesichtspunkten kritisch, son-
dern auch unter ethischen und machtpolitischen As-
pekten. Ist es ethisch zu vertreten, Öl und Gas zu be-
ziehen, um den eigenen Wohlstand zu bewahren und
weiter in zu leben, während der energieliefernde Staat
einen Angriffskrieg führt?

Die große daraus resultierende Frage: Beschließt die
Bundesregierung erneut einen Ausstieg vomAusstieg?
Die Antwort ist offen. Klar ist aber, dass in der Öffent-
lichkeit immer häufiger über eine Aufhebung der Lauf-
zeitbeschränkung für die drei letzten Kernkraftwerke
in Deutschland diskutiert wird.

Unser Niedersachsen Check” zeigt zudem, dass sich
die Bewertung der Kernkraft seit demBeginn des Krie-
ges in der Ukraine in der Bevölkerung dreht. So hal-
ten zwar 47 Prozent der Befragten das Abschalten
der Kernkraftwerke in Niedersachsen für richtig, aber
ebenfalls 47 Prozent für falsch. Von einer mehrheitli-
chen Ablehnung der Technik kann also nicht gespro-
chen werden.

70 Prozent der Befragten sind sogar derMeinung, dass
die für Ende des Jahres geplante Abschaltung der drei
letzten deutschen Kernkraftwerke noch einmal über-
dacht werden sollte. Nur 28 Prozent unterstützen den
geplantenAusstieg zumJahresende. Fazit: DieZustim-
mung für Kernenergie ist groß.

Aktuell sind noch die Kernkraftwerke Emsland im nie-
dersächsischen Lingen, Isar 2 in Bayern und Neckar-
westheim 2 in Baden-Württemberg in Betrieb. Sie de-
cken etwa 5 Prozent des deutschen Strombedarfs. Im
vergangenen Jahr wurden die Kernkraftwerke Brok-
dorf in Schleswig Holstein, Grohnde in Niedersach-
sen und Gundremmingen in Bayern abgeschaltet. Sie
deckten ebenfalls etwa 5 Prozent des Strombedarfs.

Ob die Laufzeitbeschränkung für die Kernkraftwerke
aufgehoben wird, beziehungsweise die im vergange-
nen Jahr abgeschalteten Kraftwerke reaktiviert wer-
den, ist vor allem eine politische Entscheidung: Da-
fürmüsstedasAtomgesetz geändertwerden.Wennsie
so getroffenwürde,müsste sie rechtssicher sein. Denn
absehbar ist, dass bei einem Inbetriebbleiben der An-
lagen Klagen von Kernkraftgegnern folgen würden.
Daher kommt es in der politischen Entscheidungsfin-
dung nicht nur auf das Wie an, sondern auch auf das
Wann. Die Zeit drängt, sollen die Kernkraftwerke tat-
sächlich noch zu einer größeren Unabhängigkeit von
Energieimporten beitragen.

Das ist die eine Herausforderung. Die andere: Ist es
technischundorganisatorischüberhauptmöglich, die
drei verbliebenen Kraftwerke länger laufen zu lassen
undmöglicherweise die drei im vergangenen Jahr ab-
geschaltetenAtommeilerwieder ansNetz zunehmen?
Die Antwort: Im Prinzip ja, aber es erforderte viel Auf-
wand und würde teuer — und auch hier drängt die
Zeit.

Umdas näher zu beleuchten,wechselnwir vonBraun-
schweig nach Garching bei München. Dort arbeitet
Uwe Stoll, einer von zwei Geschäftsführern der Gesell-

ZURÜCK ZUM INHALT 6

https://www.braunschweiger-zeitung.de/wirtschaft/article235042279/Bekommen-deutsche-Kernkraftwerke-ein-zweites-Leben.html


PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 11.04.2022

EW
N

schaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS). Sitz
der Gesellschaft ist Köln, weitere Standorte gibt es in
Braunschweig und Berlin. Gesellschafter der GRS sind
derBund,die LänderBayernundNordrhein-Westfalen
sowie die Technischen Überwachungs-Vereine.

Im Gespräch mit unserer Zeitung benennt Stoll vier
zentrale technische und organisatorische Herausfor-
derungen, wenn es um ein Aufheben der Laufzeitbe-
schränkung geht.

Allerdings gibt es bei der Versorgung verschiede-
nen Haken:

1. Brennstäbe sind nicht im Kiosk nebenan erhältlich.

2. Die drei noch in Betrieb befindlichen Kernkraftwer-
ke setzen laut Stoll keine standardisierten Brennstä-
be ein, sondern maßgeschneiderte. Daher könnte bei
ihnen kein Brennstoff aus dem Regal verwendet, son-
dern müssten speziell gefertigt werden.

3. richten sich die Betreiber der Kraftwerke seit 2011
auf das Abschalten der Atommeiler ein. Entsprechend
ist die Planung,wennesumdie Versorgungmit Brenn-
stäben geht.

1. Brennstoff

Zunächst eine kurze Erläuterung zur Funktionswei-
se eines Kernkraftwerks: In dessen Reaktor werden
Brennelemente eingesetzt, die wiederum Brennstäbe
enthalten. In den Brennstäben befindet sich speziell
angereichertes Uran. Durch die Spaltung von Atom-
kernen im Uran entsteht Energie, die Wasser zu Was-
serdampferhitzt.Mit demWasserdampfwirdüberTur-
binen ein Generator zur Stromerzeugung angetrieben.

OhneBrennelementeundBrennstäbe läuftalsonichts
in einem Kernkraftwerk. Nach Angaben Stolls werden
in einem Reaktor 193 Brennelemente eingesetzt, die
in Summe etwa 50.000 Brennstäbe enthalten. Sollte
die Laufzeitbeschränkung für die drei letzten Kraftwer-
ke aufgehoben werden, müsste daher für Nachschub
gesorgt sein, das gilt auch, sollten die drei im vergan-
genen Jahr abgeschalteten Kernkraftwerke reaktiviert
werden. Über den Daumen gepeilt kostet ein Brenn-
element etwa 500.000 Euro, dessen Entsorgung etwa
1,5 Millionen Euro.

Soll heißen: Der Brennstoff müsste quasi außer der
Reihe organisiert werden. Stoll nennt drei Lieferanten,
von denen einer in Frankreich sitzt, mit einer Tochter-
gesellschaft in Niedersachsen, sowie zwei in den USA.
Nach Angaben des GRS-Geschäftsführers würde die
Lieferungmindestens ein Jahr dauern, weil die Brenn-
stäbe außerplanmäßig bestellt würden. Eben deshalb

müssemit Preisaufschlägen gerechnet werden, lautet
Stolls Einschätzung.

Das Nadelöhr sei dabei nicht die Versorgung mit Uran
— Kasachstan, Kanada Australien oder Namibia sei-
en die größten Produzenten—, sondern die Anreiche-
rung des Brennstoffs, erläutert Stoll. Die Anreicherung
sei zwingend erforderlich, um das Uran in den Kraft-
werken einsetzen zu können. In der Vergangenheit sei
diese Anreicherung hauptsächlich in Russland erfolgt.
Stoll: Der Prozess ist sehr aufwendig undenergieinten-
siv. Bislang war Russland der günstigste Anbieter.” Da-
mit ist es aber nun vorbei, und das bedeutet: Auch die
Kosten für das Aufbereiten werden steigen.

Vor dem nächsten Winter wäre also kaum mit neu-
en Brennstäben für die Kraftwerke zu rechnen. Doch
könnten die aktuellen Brennstäbe laut Stoll dennoch
in der kalten Jahreszeit 2022/2023 Energie liefern,
wenn der Betrieb der Kernkraftwerke im Sommer
deutlich eingeschränkt würde. Über diesen Weg ließe
sichBrennstoff einsparen, der imWinter zur Verfügung
stünde.

2. Personal

Personell haben sich die Kraftwerksbetreiber eben-
falls auf denAusstiegEnde2020 vorbereitet. Zwardau-
ert die Rückbauphase eines Kernkraftwerks etwa 20
Jahre. Doch werden dafür andere Fachkräfte benötigt
als für den Betrieb. Wie Stoll ausführt, haben die Be-
treiber Personal unter anderem über Vorruhestands-
regelungen abgebaut. Das ließe sich sicher noch ein-
mal anpassen, würde aber entsprechende Kosten ver-
ursachen”, sagt er. Also wären auch beim Personal zu-
sätzliche Kosten zu erwarten.

3. Wartung

Weil die Kraftwerke seit Jahren auf ihr Abschalten vor-
bereitet werden, wurde der Prüfungs- und Wartungs-
aufwand nach Angaben des GRS-Geschäftsführers
entsprechend angepasst. Unter anderem sei eine um-
fangreiche, alle zehn Jahre anstehende große Sicher-
heitsprüfung nicht mehr angesetzt worden. Zwar sei-
en die Kraftwerke technisch auf Höhe der Zeit und si-
cher, dennoch spricht Stoll von einem Wartungsstau.
Das ist vor allem Papierarbeit”, sagt er. Würde der Wei-
terbetrieb politisch entschieden, müsste damit auch
für das Nachholen von Prüf- und Wartungsarbeiten
mit zusätzlichen Kosten kalkuliert werden.

4. Zeit

Auf der Hand liegt, dass sich kein Kraftwerksbetrei-
ber auf Verdacht auf einen Weiterbetrieb oder eine
WiederaufnahmedesBetriebs einlässt. Daswürdeerst
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geschehen, wenn die Politik eindeutig entschieden
hätte. Angesichts der Fülle der Aufgaben und der zu
erwartenden Kosten müsste die Entscheidung mög-
lichst rasch getroffen werden.

Und es kommt noch ein weiterer Faktor hinzu: Ohne
politische Richtungsänderung schreitet die Außerin-
betriebnahme der Kraftwerke und ihr Rückbau weiter
voran. Irgendwann hat der Rückbau einen Stand er-
reicht, bei dem es kein Zurück mehr gibt. Dann blie-
benurnochderBaueinesneuenKernkraftwerks.Doch
wie sicher sind die deutschen Atommeiler im interna-
tionalen Vergleich?Die deutschenKernkraftwerke hal-
ten dem internationalen Vergleich stand und werden
häufig als Krone der Technik bezeichnet”, sagt Stoll.

Bleibt noch die Frage der Endlagerung ausgedienter
Brennelemente und hochradioaktiver Abfälle aus den
Kraftwerken. Dieses Problem ist in Deutschland nicht
gelöst und politisch ein gewaltiger Kraftakt, bei dem
für die Entscheider die Gefahr besteht, sich die Hän-
de zu verbrennen. Aktuell werden die Castor-Behälter
mit den ausgedienten Brennelementen und Abfällen
noch an verschiedenen Standorten in Deutschland
zwischengelagert. Nach Angaben der Gesellschaft für
Zwischenlagerung in Essen sind es derzeit 1150 an

13 Standorten. Durch denWeiterbetrieb der drei noch
laufenden Kernkraftwerke kämen jährlich etwa zehn
hinzu”, sagt Stoll.
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